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Caja Thimm

Elektronische Demokratie und politische Partizipation
Strukturen und kommunikative StUe eines virtuellen Parteitages

Der Landesparteitag der Grünen in Baden-Württemberg im November/Dezember
2000 fand erstmals ausschließlich im Internet statt. Damit wurde Neuland betre
ten, denn dieser Parteitag konstituierte sich einerseits anhand der vertauten par
teipolitischen Strukturen und Organisationsformen (wie Delegierte, Präsidium,
Beschlussvorlagen und deren Diskussion sowie Abstimmungen über entspre
chende Vorlagen), andererseits gab es aufgrund der multimedialen Umgebung
neue Formen des Austausches. Eine mediengebundene Kommunikationsform,
die es ermöglicht, je nach Wunsch von zuhause aus an einer politischen
staltung teilzunehmen und sich nicht mehr nach Maßgabe raum-zeitlicher er
einstimmung koordinieren zu müssen, bietet somit neue kommunikative Ralunen
an (s. auch Thimm/Schäfer 2001). Neben den konkreten Abläufen des Ereigiiis
ses selbst wir dieser Beitrag auch dessen Implikationen für die Entwicklung der
politischen Kommunikation generell beleuchten und den Parteitag einerseits as
innovatives Experiment, andererseits als Teil einer Technologisierung politisc er
Strukturen verstehen (Barber 1998; Winkel 2001).

1  Politik im Netz: die Möglichkeiten

Mit dem Intemet werden große Hoffhungen auf weltweite Informationsmöglich
keiten bei politischen Entscheidungen sowie auf globale Demokratisier^g durcu
die ermöglichte Massenpartizipation im Intemet verbunden (Barlow
gewie/Maar 1998). Es ist sogar die Rede davon, dass das Intemet „die Men
schenrechte erkämpft habe" (Fliszar 1998). Angesichts zunehmender Regulie-
rungsbedürfnisse und -möglichkeiten (Riehm 1998) stellt sich a er ings le
Frage, welche Art von (politischer) Öffentlichkeit das Intemet konstituiert und
inwieweit Einflüsse auf traditionelle Formen der Politikvermittlung festgestellt
werden können (DysonA^eggewie 1998). Die Aufbereitungsformen von Angebo
ten in den Netzen lassen sich im Vergleich mit der konventionellen Kommunika
tion bisher nämlich zumeist als „digitales Glanzpapier" beschreiben, das den
spezifischen Potenzialen des Netzes nicht gerecht wird, weil es die interaktiven
Komponenten größtenteils nicht nutzt und es an Responsivität und Reziprozität
mangelt (Leggewie 1998).

Bei solchen Betrachtungen ist es wichtig, vor allem die Nutzerperspektive einzu
nehmen. So ist es aus der Sicht der politisch Interessierten zentral, dass bei-
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spielsweise eine Website einen Mehrwert, einen Zusatznutzen, gegenüber den
traditionellen Angeboten hat. Der Mehrwert kann in der Form der Aufbereitung,
in der Informationsfülle bzw. -Verdichtung, aber auch im Bereich Spiel, Spaß,'
Gestaltung oder nützlichem Service liegen. Intemetangebote müssen dahinge
hend gestaltet werden, dass sie Teil eines Gesamtkonzeptes zur politischen
Kommunikation der Parteien werden. Zwischen dem Anbieter und dem Nutzer
sollte eine Beziehung aufgebaut werden, die beiden Seiten einen Vorteil ein
bringt. Die Inhalte richten sich somit nach der Relevanz für andere und sollten an
verschiedene interne und exteme Teilsysteme gekoppelt werden. Von besonderer
Relevanz ist dabei die Interaktivität durch die Email-Kommunikation (Kleinber-
ger/Thimm 2000). Für die Analyse des virtuellen Parteitages wird es daher struk
turell relevant, welchen Mehrwert die Beteiligten dieser Form innerparteilicher
Auseinandersetzung zuschreiben bzw. welche Defizite sie artikulieren.

II Der virtueUe Parteitag: Organisationsstruktur und Beteiligung

Struktur

Für die Teilnahme am virtuellen Parteitag (VP) war nur die Parteizugehörigkeit
Bedingung. Um den Teilnahmeberechtigten einen Zutritt zum Diskussionsforum
zu ermöglichen und andere ausschließen zu können, wurde jedem auf Antrag ein
geheimes Kennwort zugeteilt. Abstimmungsberechtigt blieben aber nur die De
legierten, während eine passive Teilnahme („lurken") für alle auch ohne Pass
wort möglich war.

Zu den 114 Personen, die sich mit mindestens einer Mail am Diskussionsgesche
hen beteiligten zählen 69 stimmberechtigte Delegierte (von 113) und 45 Mit
glieder ohne Stimmberechtigung (39,5 Prozent der Gesamtbeteiligung).

Als wesentliche Parameter der Partizipationsmöglichkeiten lassen sich die zeitli
che und räumliche Dimension benennen: Während auf einem regulären Parteitag
die Diskussionen hintereinander stattfinden, werden die Themen auf dem virtuel
len Parteitag gleichzeitig behandelt. Während ein regulärer Parteitag an einem
Ort stattfindet und normalerweise auf zwei Tage begrenzt ist, ist beim virtuellen
Parteitag eine Teilnahme von jedem Ort der Erde über 10 Tage lang möglich -
Intemetanschluss vorausgesetzt. Darüber hinaus gibt es keine Redezeitbegren
zung, kein Losverfahren bei der Auswahl der Redebeiträge - jede und jeder kann
sooft mitreden wie er oder sie will. Die genannten Bedingungen setzen den
kommunikativen Rahmen für die Teilnehmenden.
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Zur thematischen Untergliederung des virtuellen Parteitages lässt sich der Auf
bau in vier große Bereiche gliedem: Elektronische Bürgerdemokratie (A), Ände
rung des Ladenschlussgesetzes (B), weitere Resolutionen (C) und Parteitagsge
flüster (D), ein virtueller Raum fü^ den privaten Austausch per Mail außerhalb
politischer Diskussionen bzw. Forum ohne spezielle Themeneingrenzung.

Die vollständige Dokumentation der eingegangenen Emails erlaubt eine quanti
tative Auswertung der Daten, Die Mails enthalten durch ihre thematische Refe
renz Hinweise auf den inhaltlichen Bezug, und durch Namensnenmmg der
Beiträgerinnen, auf die man sich bezieht, auch einen präzisen Anknüpfungs
punkt. Durch die von uns durchgeführte Vollerhebung ist also Aufschluss über
Partizipations- und Referenzverhalten der Teilnehmerinnen möglich.

Beteiligung

Insgesamt standen aus dem 10 Tage dauernden Parteitag 748 Mails von 114
verschiedenen Beteiligten zur Verfügung. Die quantitative Beteiligung der Teil
nehmerinnen am Virtuellen Parteitag ist je nach Thema sehr unterschiedlich.
Differenziert man den politischen Bereich (Themen A-C) vom apolitischen (D),
so kann man zunächst von einer ausgewogenen Beteiligung (335 für A-C bzw.
396 Mails für D) sprechen. Wird jedoch jeder Bereich für sich betrachtet, kommt
dem Forum D eine herausragende Rolle zu. Betrachtet man die Verteilung nach
der thematischen Orientierung, so zeigt sich eine deütliche Häufung beim Thema
Ladenschluss (Tabelle 1).

Tabelle 1: Themenbeteiligung (differenziert nach Geschlecht und
Funktionsträgerinnen)

Gesamt Prä Landes Dele

Themen zahl der sidium vorstand gierte
(Mailanzahl) Mails Frauen Männer 4 Fers. 12 Fers. 55 Fers.

Elektronische

Bürgerdemo
kratie

115 17 98 8 37 46

Ladenschluss 169 47 122 6 19 105

Weitere

Resolutionen
51 9 42 3 16 20

Parteitagsge
flüster

396 148 248 43 75 208

Gesamt: 731 221 510 64 147 379
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Als wichtige Größe bezüglich der innerparteilichen Strukturen kann die Katego
rie der Rollen- bzw. Funktionsträgerschaft gelten. Hier wurde nach zwei Katego
rien unterschieden: nach Wahlfunktion (Landesvorstand) und nach Organisati
onsfunktion (Präsidium). Das Präsidium besteht aus vier Personen, die insgesamt
nur drei inhaltliche gegenüber 43 formalen Mails geschrieben haben. Letztere
waren vornehmlich (30 Mails), in Forum D zu finden. Die restlichen Mails ver
teilten sich auf die Sachthemen A und B. Der Landesvorstand besteht aus zwölf
Personen, die im Gegensatz zum Präsidium eher inhaltliche Mails schrieben.
Von insgesamt 102 verfassten Mails sind 63 inhaltlicher Natur und dominant zu
den en Sachthemen zu finden. 39 Mails hingegen sind formal, die zum Partei
tagsgeflüster gehörten. Dies zeugt von einer starken Präsenz des Landesvorstan
des bzw. des Präsidiums in den politischen Diskussionsforen. Diese starke Akti
vität stößt bei einigen Mitgliedern auf Kritik, da sie inhaltliche Dominanz be
fürchten.

Präsidium und Landesvorstand haben zusammen 209 Mails von 731 (28 Prozent)
geschrieben. Allerdings findet sich die höchste Beteiligung nicht innerhalb der
politisch thematischen Foren, sondern im eher privat-persönlichen Bereich des
Parteitagsgeflüsters. Und: die funktional herausragenden Personen, wie Präsidi
um oder Landesvorstand, sind auch bezüglich ihrer Beteiligungsfrequenz heraus
ragend, zumindest quantitativ zeigen sie eine deutliche Dominanz.

Als ein nicht nur für die Grünen wichtiges Thema lässt sich die Frage nach der
Geschlechterverteilung in der politischen Partizipation ansehen. Da mit der netz
basierten Kommunikation gerade auch Hoffnungen auf eine breitere Beteilung
von Frauen verbunden werden, bietet sich ein Vergleich mit den Untersuchungen
zur politischen Kommunikation im direkten Face-to-face-Kontakt an. Fühlen
sich viele Frauen in den politischen Kommunikationsstrukturen missachtet bzw.
diskriminierenden männlichen Diskussionsformen ausgesetzt und sehen sich
dadurch eher zum Rückzug aus dem politischen Geschäft motiviert, so stellt sich
für die virtuellen Partizipationsformen natürlich die Frage, ob sich hier positive
Veränderungen konstatieren lassen. Die 114 Teilnehmerinnen des Parteitages
bestehen aus 42 Frauen mit durchschnittlich 5,5 Mails pro Person und 72 Män
nern mit durchschnittlich 7,2 Mails pro Person. Im Vergleich der quantitativen
Beteiligung von Frauen und Männem zeigt sich also eine deutliche Unterreprä
sentanz der Frauen bei allen politischen Sachthemen (Tabelle 1). Lediglich beim
Parteitagsgeflüster übemehmen die Frauen - zumindest quantitativ - die Füh
rungsrolle. Dies scheint die stereotype Erwartung zu bestätigen, dass Frauen sich
eher in den sozial und kommunikativ relevanten Bereichen aufhalten als in den
weniger beziehungsbezogenen politischen Diskussionen.
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III Politische Themen: Argumentationsstrukturen

Vor allem für die Parteien selbst ist wichtig, ob und inwieweit sich Argumentati
onsstrukturen verändem wenn sie nicht mehr im interpersonalen Face-to-Face-
Austausch stattfinden. Daher wird nachstehen die Argumentstruktur zu einem
der diskutierten Themen (Änderung des Ladenschlussgesetzes) genauer beleuch
tet. Am Anfang stand die Vorlage des Landes-Vorstandes (LV). Der Vorstand
stellte den Delegierten drei Anträge zur Auswahl, wobei keiner von ihnen als
expliziter Antrag des LV markiert war und somit - eher ungewöhnlich - keine
eigene Vorstandsposition enthielt. Der erste Antrag schlug die vollständige Libe
ralisierung der Ladenöffhungszeiten vor. Gefordert wurde die völlige Auflw ung
der gesetzlichen Ladenschlusszeiten von Montag bis Samstag und die O ung
an den vier Adventssonntagen. Im zweiten Antrag wurde eine teilweise Li era i
sierung gefordert. Hierbei sollten die Kommunen innerhalb eines bundesei ei
liehen Zeitkorridors werktags von 6-22 Uhr die Ladenöffiiungszeiten aus ̂
dein dürfen. Sonn- und Feiertage sollten grundsätzlich geschützt bleiben, er
dritte Antrag forderte die Beibehaltung der Ladenöffiiungsregelung bei r
tung der bestehenden Regelungen. Tabelle 2 zeigt die Verteilung der Pro- un
contra-Argumente.

In Bezug auf die Verteilung der Argumente ist das Abstimmungsergebnis über
raschend. Die Gegner der Liberalisierung des Ladenschlussgesetzes haben le
meisten und vielseitigsten Argumente aufgeboten, die zusätzlich ständig wie er
holt wurden. Dagegen aber steht eine rein numerische Mehrheit der Beiträge
eine teilweise Liberalisierung. Bei der Abstimmung ergab sich dann folgen es
Bild: In der ersten Abstimmungsrunde wurde mit 52 Prozent der abgege eiwn
Stimmen sehr klar der Antrag zur „bedingten Liberalisienmg" als Leitantrag
die folgenden Abstimmungen gewählt. Überraschend an diesem Votum ist, as
16 Prozent der Delegierten sogar für eine vollständige Liberalisierung ^
denschlusses stimmten und nur 32 Prozent für die Beibehaltung. Zudem a en
sich gewichtige Personen wie der Landesvorstand sowie der Vertreter er e
werkschaft Handel, Banken und Versicherungen (HBV) für den letzten An ag
stark gemacht. Trotzdem wurde in der dritten Abstimmungsrunde mit ^
Stimmen bei 3 Enthaltungen eine klare Entscheidung für eine bedingte Liberali
sierung des Ladenschlussgesetzes getroffen (58,1 zu 37,8 Prozent).

Die Frage nach den Gründen für dieses Abstimmungsergebnis verweist auf ver
schiedene Merkmale der medialen Situation. Einerseits gab es durch die elektro
nische Kommunikationsform einen gewissen Grad an Unübersichtlichkeit, ande
rerseits wirkte sich der Wegfall des persönlichen Kontaktes, der bei den norma
len Parteitagen eine wichtige Rolle spielen kann, in Form einer reduzierten Ein-
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flussnahme aus. Die direkte Kontaktaufiiahme mit einzelnen, vielleicht zögerli
chen Delegierten ist dem Vorstand (oder anderen Mitgliedern der jeweiligen
Interessengruppe) im virtuellen Geschehen längst nicht so leicht möglich. Zwar
wäre - strukturell gesehen - eine direkte Email an die Person eine Handlungsva
riante, dies würde aber einen deutlich höheren Aufwand darstellen. Zudem ist die
Entwicklung der Abstimmungsatmosphäre in der virtuellen Halle der politischen
Führung nicht so leicht zugänglich.

Tabelle 2: Argumentationsstrukturen zum Thema Ladenschluss

Contra-Argumente

Häufig
keit Pro-Argumente

Häufig
keit

Rücksicht auf Beschäftig
te

Verlust des wohnortnahen

Einkaufens, der Einkaufs
vielfalt oder der Qualität

der Beratung
Kleine und mittlere Be

triebe als Verlierer

Liberalisierung nutzt nur
großen Ketten

Forderung nach Liberali
sierung ist egoistisch, es
muss nicht alles erfüllt

werden

Der Individualverkehr

steigt an
Öffiiungszeiten sind aus

reichend flexibel

Generell gegen Sonntags
verkauf

20

13

11

Anpassung an flexiblere Um
welt

Kommunale raumplanerische
Eigenverantwortung für die

Öffnungszeiten

Ausweitung, aber ohne Sonn
tage

Veränderung bedeutet Umges
taltung, Chance Belebung der
Innenstädte durch Liberalisie

rung

Für eine Liberalisierung durch
gewisse betriebliche Ein

schränkungen

Steigerung der Lebensqualität
durch Einkaufen

10

Als ein grundsätzliches strukturelles Problem kann die lange Dauer und der pa
rallele Verlauf der einzelnen Diskussionen angesehen werden, durch die die
Einzelbeiträge aus dem Verständnisrahmen gerissen wurden. So wird es den
Teilnehmern Probleme bereitet haben, gewisse Argumentationsstränge zu ver-
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folgen oder überhaupt wahrzunehmen. An dieser Abstimmung zeigt sich viel
leicht am deutlichsten, welche Risiken eine online-Meinungsfindung und eine
daran gebundene Abstimmung für die Parteipolitik darstellen kann. Möglicher
weise beugen sich dort die Delegierten weniger leicht einer durch die politische
Führung vorgetragenen Parteiräson und machen eher den eigenen Standpunkt zur
Abstimmungsgrundlage. Dies, so unsere Hypothese, sollte sich auch in den Be
wertungen bzw. Kommentaren niederschlagen, die die Beteiligten vor allem im
„Parteitagsgeflüster" mitteilten.

V  Einstellung und Bewertungen

Zur Auswertung der Wahrnehmungen und Einstellungen der Beteiligten zum
Virtuellen Parteitag haben wir keine gesonderte Umfinge durchgeführt, sondern
das gesamte vorhandene Material auf entsprechende Bewertungen hin ausgewer
tet. Dieses Verfahren eröffnet einen direkten und ungefilterten Zugang zu en
spontanen Äußerungen der Beteiligten und gibt daher ein Bild der verschiedenen
Bewertungsdimensionen.

Die negativen Äußerungen betreffen hauptsächlich zwei Bereiche; den Mang^
an Face-to-Face Austausch und die technischen Unzulänglichkeiten. Sie ®P^^®
sich in Äußerungen wie „Mann, ist das öde. Nix zu gucken, niemand zum ra
sehen, kein Objekt des Tratsches, kein gemeinsamer Kneipentisch, statt^se
virtueller Espresso — wo ich doch eh Tee trinke und somit auch noch dis mi
niert bin. Wer gründet mit mir eine Initiative für die Pflege des Parteitags a s
sinnliches Erlebnis?" Genau darin sahen andere jedoch gar keinen großen n e
scheid zum Real-Life-Parteitag: „Sind die Parallelen zu imserem realen
gen nicht süß? Auch dort ist doch so, dass sich die Leute supergem im oy
verdingen und GRÜNEN Tratsch abhalten, oder?...". Ein weiterer AspeW ist
politisch relevante Frage, ob die Zusammensetzung des VP die Entsc ei
beeinflusst: „Heute ist der ViP für mich erstmals echte Realität gewor
lieh gibt es echte Anrufe. Ich komme ins Grübeln: Hat die ̂ usammense
Intemetparteitages die Entscheidung für die Teilliberalisierung hewir
men hier die jungen Kunden ab, die keine Rücksicht auf Familien e en ne
müssen? Für mich triffl's zu...."

Positive Voten bezogen sich vor allem auf die gute Erreichbarkeit, den zeitlichen
Rahmen und (interessanterweise) die Parallelität zwischen dem virtuellen und
den realen Parteitagen. „...Der zeitliche Rahmen von 10 Tagen gibt auch Leuten
Beteiligungsmöglichkeiten, die längst in der Flexibilitätsfalle sitzen und aus
beruflichen oder familiären Gründen Schwierigkeiten haben, viel ,Zeit am
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Stück'(z.B. einen ganzen Tag) freizuschaufeln und/ oder freizuhalten..." Oder:
„Schön, dass hier alles wie beim echten Parteitagsbeginn läuft: Alle die schon da
sind quatschen erst mal in der Kaffeeecke. Und selbst den, der nur kurz zum
stänkem vorbeikommt gibt's in virtuell."

Zur Frage, ob der VP die Beteiligung der Frauen verändert hat, finden sich sehr
gegensätzliche Positionen: „Es ähnelt hier doch in einer Hinsicht sehr dem ,nor
malen' Parteitag: Die Frauen beteiligen sich maßvoller. Oder geht es euch auch
wie mir anfangs so, dass eure Beiträge einfach nicht durchkamen?" Hier vermi
schen sich strukturelle Probleme der grünen Partei mit grundlegenden Kommu-
nikationsffagen. Allerdings erscheint es auch für diese Fragestellung gerechtfer
tigt, von einer starken Parallelität zwischen virtuellen und realen Strukturen
auszugehen: Die Email Kommunikation ist zwar als Schriflkommunikation eine
andere Form der Vermittlung, aber doch immer noch Selbstpräsentation. Zudem
ist der VP durch seine große und anonyme Öffentlichkeit als ein Forum öffentli
cher Kommunikation mit vergleichbaren Unsicherheitsgefiihlen verbunden wie
ein Auftritt am Mikrofon des realen Parteitages.

In den Mails fand sich eine Vielzahl von VerbesserungsVorschlägen, die sich mit
verschiedenen Aspekten der technisch-organisatorischen Konzeption beschäftig
ten, so zum Beispiel die visuelle Gestaltung und die Übersichtlichkeit, die Orga
nisation der Abstimmungsrunden oder die Einrichtungen von „thre'ads" (also
Gesprächsfäden), die eine kohärente Abfolge der Beiträge beinhalten. Als großes
Problem erwies sich das Verhältnis von Realzeit zu Serverzeit, die insbesondere
auch bei der Schlusszeit für Abstimmungen auch juristisch nicht unproblema
tisch ist. Ein weiterer fiir die Interaktion wichtiger Vorschlag betraf die man
gelnde Information über die virtuelle und reale Anwesenheit von Personen, die
in der Fordemng nach einer Anwesenheitsliste und einem konkreten Vorschlag
zur Einrichtung eines Chat mündete. Wie sehr dann doch der direkte Kontakt
vermisst wurde, der politische Arbeit auch auszeichnet, zeigt folgender Verbes
serungsvorschlag: „Ich möchte anregen, künftig eine Möglichkeit einzubauen,
auch Beiträgen Applaus zu spenden."

Fazit

Aus der Sicht der Grünen war der erste virtuelle Parteitag „ein großer Erfolg,
auf den wir stolz sein können" (www.virtuellerparteitag.de). Als besonders posi
tiv wurde die Aktivität bisher nicht engagierter Mitglieder und Delegierter, Sym
pathisanten und Kritikerinnen angesehen. Insgesamt wurde die Webseite ca.
35.000 mal aus 47 Ländern aufgerufen und 350 Redepasswörter ausgegeben, von
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denen rund 100 aktiv am Redepult erschienen. Dass es bei der Org^isation
deutliche, aber behebbare Schwächen gab und dass man auch einem Mitglieder
potenzial der Grünen, das eher zur gebildeten Mittelschicht zu rechnen ist, einen
völlig unproblematischen Umstieg vom personalen zum medialen Austausch
nicht ohne weiteres schmackhaft machen kann, wurde allerdings auch deutlich.
Aus medienwissenschaftlicher Sicht erscheint neben solchen Erfolgsz^len un
konkreten Bilanzierungen jedoch der Versuch von größerer Tragweite, mehr
Öffentlichkeit für interne Parteiprozesse, für die Erhöhung der Transparenz poli
tischer Meinungsfmdung durch das Medium Internet zu schaffen (Gellner 1998,
Gellner/Strohmeier 1999). Mangelnde Partizipationsmöglichkeiten, gennge
Teilhabe an relevanten politischen Entwicklungen sowie mangelnde Tran^arenz
bei parteiinternen Entscheidungen sind strukturelle Probleme, die sich über as
Medium Internet neu bestimmen lassen.
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Haben die Massenmedien einen Einfluss

auf die soziale und politische Integration in Deutschland
nach der Wiedervereinigung?
Eine Analyse von ALLBUS-Daten aus dem Jahr 1998

Mehr als zehn Jahre nach der politischen Wiedervereinigung der beiden Teile
Deutschlands ist die soziale Integration der Ost- und Westdeutschen unter dem
Dach der Bundesrepublik Deutschland noch lange nicht abgeschlossen. Fol^
man den Ergebnissen der Transformationsforschung (Fuchs et al. 1997, Hä
der/Häder 1998; Falter et al. 2000; Niedermayer 2001), unterscheiden sich die
ehemaligen DDR-Bürger nach wie vor erheblich in ihren soziden und poliö-
schen Einstellungen von den Bürgern der alten Bundesrepublik Deutsc an .
Dazu kommt, dass die sozialen und ökonomischen Folgen der Wiedervereini
gung und die damit verbundenen Verluste und Gewinne in beiden Bevölkerungs
Segmenten unterschiedlich eingeschätzt werden. Dementsprechend konträr sm
die Bilder, die sich die Ost- und Westdeutschen in diesem Zusammenhang von
sich selbst und den jeweils anderen machen. Das unterschiedliche Systemver
trauen und die Defizite in der Solidarität zwischen den neuen und alten
der Bundesrepublik Deutschland sind zu einem wesentlichen Teil in der
panz der Lebensverhältnisse in den neuen und alten Bundesl^dem ve e
(Delhey/Böhnke 1999). Die schwierige ökonomische Lage
DDR-Bürger hat in den neuen Bundesländem zu einem soz»alen^ima gen^
das durch eine weit verbreitete Enttäuschung der - auf ̂beit, o s
soziale Sicherheit bezogenen — Erwartungen geprägt ist, die Ursprung ic
Wiedervereinigung verknüpft worden sind.

Andererseits muss man sich vergegenwärtigen, dass nicht nur
Erwartungen der Ostdeutschen kommunikativ
auch ihre aktuelle Beurteilung der neuen I^bensverhaltnisse in Ko^
onsprozesse eingebettet ist. Insofem gibt es gute e le >
persönliche Gespräche im privaten und beruflichen Umfeld und
man aus den Medien erfährt, Auswirkungen auf die Einstellungen zum Lehen
der Bundesrepublik Deutschland nach der Wiedervereinigung haben.

Tatsächlich verbreiten die Medien in Deutschland kontinuierlich Beifräge, die
manifest und latent - in Form von Information und Unterhaltung, Fakten und
Meinungen - Auskunft über innerdeutsche Befindlichkeiten geben. Spekulatio-




